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Stellungnahmen und Nebenbestimmungen  in immissionsschutzrechtlichen  
Genehmigungsverfahren 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie werden von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt - Referat IX C- regelmäßig 

um Stellungnahmen in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren bzw. Änderungsge-

nehmigungsverfahren gebeten. Mit diesen Stellungnahmen übermitteln Sie uns zudem Auflagen 

und Bedingungen, die in den Genehmigungsbescheid aufgenommen werden sollen. 

In Bezug auf diese Nebenbestimmungen bitte ich Sie, veranlasst durch eine Entscheidung des 

Verwaltungsgerichts Berlin (Urteil vom 8.10.2015,  Az.: VG 10 K 477.13), zukünftig folgendes zu 

beachten: 

1. Nebenbestimmungen sind auf das tatsächlich Erforderliche zu beschränken. Dies ergibt 

sich bereits aus dem Wortlaut des § 12 Absatz 1 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

(BImSchG) und wurde in der oben angeführten Entscheidung nochmals besonders herausge-

stellt. Soweit die Genehmigungsvoraussetzungen des § 6 Absatz 1 BImSchG auch ohne die in 

der Nebenbestimmung getroffenen Regelung eingehalten werden, ist die Bedingung oder Auf-

lage unzulässig.  

Für die Praxis ergibt sich daraus, dass die von Ihnen formulierten Nebenbestimmungen tat-

sächlich erforderlich sein müssen, um einen rechtskonformen Anlagenbetrieb sicherzustellen. 

Nebenbestimmungen sind zulässig, soweit sie das nach dem jeweiligen Fachrecht Gebotene 

und Erforderliche abbilden. Anforderungen, die bereits in den Antragsunterlagen berücksichtigt 

wurden, sind nicht nochmals als Nebenbestimmung zu fordern.  

Dagegen sollen Angaben, die den Genehmigungsumfang oder den Gegenstand der Genehmi-

gung näher beschreiben (z. B. zulässige Betriebszeiten, einzuhaltende Kapazitäts- oder Leis-

tungsgrenzen) in die jeweilige fachliche Stellungnahme explizit aufgenommen werden. Diese 

Angaben werden zukünftig im Kapitel „Genehmigungsumfang“ zusammengefasst und an den 

Anfang des Genehmigungsbescheids gestellt. Auch wenn aus fachlicher Sicht Begrenzungen 

solcher Parameter erforderlich sind, damit die Anlage genehmigungsfähig ist, ist dies in den 

Stellungnahmen ausdrücklich zu vermerken. 

Weiterhin ergibt sich aus § 12 Absatz 1 Satz 1 BImSchG, dass Nebenbestimmungen individu-

ell-konkrete Regelungen des betrachteten Einzelfalls enthalten müssen und nicht lediglich den 

Regelungsgehalt von Rechts- oder Verwaltungsvorschriften wiedergeben dürfen. 
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Soweit Sie die Anlagenbetreiber im Sinne einer Serviceleistung über die maßgebliche Rechts-

lage und die sich aus dieser Rechtslage ergebenden Pflichten informieren möchten, können Sie 

dies z. B. durch einen Hinweis auf veröffentlichte oder dem Genehmigungsbescheid beizufü-

gende Merkblätter tun. In geringem Umfang können dem Genehmigungsbescheid auch Hinwei-

se beigefügt werden. 

2. Nebenbestimmungen müssen begründet werden. Nach § 21 Absatz 1 Nummer 5 der Ver-

ordnung über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) muss der Genehmigungsbescheid ei-

ne Begründung enthalten, die die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe, die die 

Behörde zu ihrer Entscheidung bewogen haben, deutlich werden lässt. Da die Nebenbestim-

mungen zur behördlichen Entscheidung gehören und den Anlagenbetreiber regelmäßig zu be-

stimmten Handlungen oder Unterlassungen verpflichten, sind auch diesbezüglich die Gründe 

für die Aufnahme in den Bescheid anzugeben. Daher bitte ich Sie, zukünftig den von Ihnen for-

mulierten Nebenbestimmungen eine kurze Begründung beizufügen, der sich insbesondere die 

(fach)rechtliche Grundlage sowie eine Aussage über die Erforderlichkeit der Nebenbestimmun-

gen entnehmen lässt.  

Die vorstehend beschriebenen Anforderungen stellen gegenüber der bisherigen Praxis eine Ver-

änderung dar, für die ich um Verständnis bitte. Sie ist jedoch unter dem Aspekt der Rechtmäßig-

keit des Verwaltungshandelns geboten. Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Umwelt, 

Referat IX C, trägt als immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbehörde die Verantwortung für 

ein ordnungsgemäßes Genehmigungsverfahren und eine den gesetzlichen Vorschriften entspre-

chende Verwaltungsentscheidung.  

Um den verfahrensrechtlichen Anforderungen im Immissionsschutzrecht besser entsprechen zu 

können, wurden seitens der Genehmigungsbehörde auch der Aufbau und die Gliederung des im-

missionsschutzrechtlichen Genehmigungs- bzw. Änderungsgenehmigungsbescheids verändert. 

Bitte informieren Sie die in Ihrem Bereich beschäftigten Dienstkräfte, die mit der Bearbeitung von 

Stellungnahmen in immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren betraut sind, über die 

Inhalte dieses Schreibens. In den Stellungnahmeersuchen wird zukünftig ebenfalls auf die oben 

beschriebenen Anforderungen hingewiesen werden. 

Für Rückfragen stehe ich Ihnen unter der o.g. Telefonnummer gern zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

Strohbusch 


